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Geschichte geht uns an. Sie geht uns nicht nur deshalb an, weil wir aus der Vergangenheit 
lernen, sondern weil Gegenwart und Zukunft durch den Fortbestand der Institutionen einer 
Gesellschaft mit der Vergangenheit verbunden sind. Die Entscheidungen von heute und von 
morgen werden durch die Vergangenheit mitgestaltet. Und die Vergangenheit lässt sich nur 
als Geschichte institutioneller Evolution deuten Die Einbeziehung von Institutionen in die 
Wirtschaftstheorie und Wirtschaftsgeschichte ist ein wesentlicher Schritt zur Verbesserung 
solcher Theorie und Geschichte. (North 1992) 
 
0.1. Institutionenökonomische Fragestellungen 
 
Jeder hat sich doch sicherlich schon einmal mit folgenden Fragen auseinandergesetzt: 
 
• Warum haben weltweit nur einige hundert Millionen Menschen ein sehr hohes Pro-
Kopf-Einkommen, während Milliarden unterernährt sind oder sich in der Nähe des 
Subsistenzeinkommens bewegen? 
• Warum führt der Import von – andernorts sehr erfolgreichen – Verfassungen häufig 
nicht zu den gewünschten Ergebnissen – z.B. Wohlstand und Stabilität? 
• Woran liegt es, dass von Weltbank und Währungsfonds in bester Absicht 
implementierte Entwicklungsprogramme häufig nicht zur erhofften nachhaltigen 
Entwicklung  beitragen, sondern die Situation der Ärmsten bisweilen noch zu 
verschlechtern scheinen? 
• Warum gibt es Märkte, Unternehmungen, geschäftliche Dauerverbindungen, 
öffentliche Regulierung, ein Rechtssystem, Geld, den Staat und dergleichen? 
 
Institutionenökonomen beanspruchen diese Fragen anders und umfassender anzugehen als 
traditionelle Ökonomen. Im weiteren soll die Bedeutung von Institutionen sowie deren 




1. Die Institutionenökonomik als Wissenschaft 
 
1.1 Zur Bedeutung des Begriffes Institution 
Institutionen definiert North als „die Spielregeln einer Gesellschaft oder, förmlicher 
ausgedrückt, die vom Menschen erdachten Beschränkungen menschlicher Interaktion“1. Sie 
bilden den Rahmen menschlicher Interaktion, der zum einen aufzeigt, was die Akteure zu 
unterlassen haben. Zum anderen Voraussetzungen nennt er Voraussetzungen „unter denen 
gewisse Personen bestimmte Tätigkeiten vornehmen dürfen“2. Solche Beschränkungen 
können formlos oder formgebunden sein. Hierauf soll später noch einmal näher eingegangen 
werden. 
Institutionen, so North, besitzen die Funktionseigenschaft, Unsicherheit zu vermindern, indem 
sie für eine gewisse Ordnung in unserem täglichen Leben sorgen. Sie schaffen Richtlinien für 
menschliche Interaktionen, damit wir wissen (oder leicht in Erfahrung bringen können), wie 
wir uns verhalten müssen, wenn wir auf der Straße Freunde begrüßen, ein Auto lenken, [...] 
usw. [...] Institutionen definieren und limitieren den Wahlbereich des einzelnen3.  
Indem Institutionen im Verbund mit den ökonomischen Standardbeschränkungen den 
Individuen Wahlmöglichkeiten vorgeben und limitieren, bestimmen sie sowohl Transaktions- 
als auch Produktionskosten. Beide Kostenarten sind für die Vorteilhaftigkeit und 
Durchführbarkeit von ökonomischen Aktivitäten bedeutsam, so dass die für die Gesellschaft 
vorteilhafte Funktion von Institutionen darin besteht, „durch die Schaffung einer stabilen 
(aber nicht notwendigerweise effizienten) Ordnung die Unsicherheit menschlicher Interaktion 
zu vermindern“4, indem Institutionen Transaktions- und Produktionskosten senken. 
Um die Unsicherheit reduzierende Funktion von Institutionen ausführlicher zu beschreiben, 
greift North auf Ronald Heiner zurück5. Heiner zufolge können Verhaltensregelmäßigkeiten 
als Verhaltensregeln aufgefasst werden, denen Individuen folgen, wenn die Entscheidung 
zwischen bevorzugten und weniger bevorzugten Alternativen mit Unsicherheit belastet ist.6 
Derartige Unsicherheit zwingt den Menschen, sein Verhalten einem Mechanismus zu 
                                                 
1 North (1992), S.3 
2 North (1992), S.4  
3 North (1992), S.4 
4 North (1992), S.6 
5 Vgl. Knight/North (1998), S. 7; North (1999a), S. 65; North (1990/92), S. 29. In North (1990/92) S. 27f. wird auch auf 
Herbert Simon verwiesen. Da Heiner allerdings als Weiterentwicklung von Simon gelesen werden kann/muss, wird hier 
lediglich Heiner betrachtet. 
6 Vgl. Heiner (1983), S. 561 
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unterwerfen, der die Vielseitigkeit von Wahlhandlungen zu reduzieren vermag bzw. der den 
Menschen anregt, zur Vorbereitung einer Wahlhandlung lediglich ausgewählte Informationen 
in Betracht zu ziehen. 
 
1.2.Formale und informelle Institutionen 
In allen Gesellschaften, von den primitivsten bis hin zu den höchstentwickelsten, erlegen die 
Menschen sich Beschränkungen auf, um ihren Beziehungen mit anderen eine gewisse 
Ordnung zu verleihen. Bei diesen Beschränkungen unterscheidet man zwischen formalen 
(formgebundene) und informellen (formungebundene) Institutionen. 
Formgebundene Regeln umfassen politische Regeln, wirtschaftliche Regeln und Verträge. Oft 
wird davon ausgegangen, dass unser Leben hauptsächlich von Gesetzen und 
Eigentumsrechten bestimmt wird. Als Beispiele seien hier nur kurz Gesetze, Verfassungen 
oder Satzungen erwähnt. Jedoch machen diese nur einen kleinen, wenn doch sehr wichtigen 
Teil der Summe von Beschränkungen aus. 
Demgegenüber stehen formungebundene Institutionen. Hierunter versteht man Tabus, 
Bräuche, Konventionen, Sitten, Traditionen und Verhaltenskodizes. Unser täglicher Umgang 
mit anderen, sei es innerhalb der Familie, in gesellschaftlichen Beziehungen außerhalb 
derselben oder im Berufsleben, unterliegt solcher Ordnung. 
 
Robert Bates (1987), dessen Analyse von Evans-Pritchards klassischer Untersuchung über die 
Nuer ausgeht, umreißt das Problem dieser Beschränkungen folgendermaßen7: 
Rätselhaft war, vom Standpunkt von Evans-Pritchards aus, dass trotz ihres Potentials für 
Diebstähle und Unruhen die Nuer zu einem einigermaßen harmonischen Zusammenleben 
tendierten. Soweit die Nuer Viehdiebstähle begingen, stahlen sie eher das Vieh von Fremden; 
Diebstähle innerhalb des Stammes waren relativ selten. Irgendwie scheinen die Nuer die 
potentiell schädlichen Wirkungen einer Verfolgung des Eigeninteresses vermieden zu haben. 
Und das scheint ihnen gelungen zu sein, obwohl Ihnen jene in westlichen Gesellschaften 
üblichen formgebundenen Institutionen fehlen, die den speziellen Zweck haben, den Frieden 
zu bewahren und Gewaltanwendung zu verhindern: Gerichte, Polizei usw.  
 
                                                 
7 Bates, 1987, S.8 
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2. Annahmen der Neoklassik 
Die neoklassische Wirtschaftstheorie stellt nicht nur das entscheidende Paradigma der 
modernen Ökonomen dar, sondern prägt über den Einfluss der Schule der Kliometrie (R.W. 
Fogel u.a.)8 auch die neuere Wirtschaftsgeschichtsschreibung. Dieser Theorieansatz zeichnet 
sich durch ein hohes Maß an begrifflicher Präzision und eine weitgehende quantitative 
Untermauerung seiner Resultate aus. Letztendlich fußt er auf einer Reihe von einfachen 
Annahmen über das Verhalten von wirtschaftenden Individuen: 
 
7 Annahmen nach Sidney Winter9: 
1. Die Welt der Wirtschaft wird als einigermaßen im Gleichgewicht befindlich 
angenommen. 
2. Einzelne Wirtschafter stehen wiederholt vor denselben Entscheidungssituationen oder 
einer Folge sehr ähnlicher Entscheidungen. 
3. Die Akteure haben stabile Präferenzen und bewerten demgemäß die Ergebnisse 
individueller Entscheidungen anhand stabiler Kriterien. 
4. Wiederholen sich Situationen, so könnte jeder einzelne Akteur jede sich bietende 
Gelegenheit zur Verbesserung von Ergebnissen erkennen und nützen, und sofern es 
sich um ein Unternehmen handelt, würde es das selbst auf die Gefahr hin tun, durch 
den Wettbewerb ausgeschaltet zu werden. 
5. Es kann daher kein Gleichgewicht entstehen, in dem die einzelnen Akteure es 
versäumen würden, ihre Präferenzen zu maximieren. 
6. Da die Welt annähernd im Gleichgewicht ist, weist sie zumindest annähernd die 
Muster auf, von denen die Annahmen ausgehen, dass die Akteure maximieren. 
7. Die Einzelheiten des Anpassungsvorganges sind komplex und wahrscheinlich akteurs- 
und situationsspezifisch. Im Gegensatz hierzu sind die Regelmäßigkeiten, die zu 
einem Optimierungsgleichgewicht gehören, verhältnismäßig einfach; aus 
Sparsamkeitsgründen muss daher der Weg zum Fortschritt ökonomischer Erkenntnis 
darin bestehen, diese Regelmäßigkeiten theoretisch zu erforschen und die Ergebnisse 
mit anderen Beobachtungen zu vergleichen. 
                                                 
8 Kliometrie (auch quantitative oder neue Wirtschaftsgeschichte) ist historische Volkswirtschaftslehre, welche die 
Untersuchung vergangener wirtschaftlicher Sachverhalte mit Hilfe ökonomischer Theorie oft unter Verwendung quantitativer 
Methoden zum Gegenstand hat. Die Zielsetzung der Kliometrie wird deutlich, wenn man den Begriff in seine Bestandteile 
„Klio“, die Muse der Geschichtswissenschaft, und „Metrie“, die Kunst des Messens zerlegt 
9 Vgl. North (1992) S.23 
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Die Vorteile der Neoklassik liegen in der guten mathematischen Modellierung, die eine hohe 
Prognosefähigkeit aufweist: Durch individuell rationales Maximierungsverhalten entstehen 
stabile Gleichgewichte.  
Diese Vorteile werden durch die Ausblendung der Rahmenbedingungen als exogen erkauft. 
Somit geht die leichtere Modellierbarkeit mit einer Komplexitätsreduktion einher, die zu 
Abweichungen von der „Realität“ führen kann (Verlust der Prognosefähigkeit!), welche nur 
durch komplexere Modelle wieder annähernd beschrieben werden kann.  
 
3. Der Altamerikanische Institutionalismus 
 
Diese Bewegung institutionellen Denkens entstand am Ende des 19.Jahrhunderts in den USA. 
Die Hauptrepräsentanten des Amerikanischen Institutionalismus waren Thorsten Veblen 
(1857 – 1929) und John Roger Commons (1862 – 1945). Beide Richtungen sind als eine 
Kritik an der herrschenden neoklassischen Lehre zu verstehen. Sie entstanden vor dem 
Hintergrund real existierender Probleme in der Wirtschaft der USA.  
 
3.1. Kritik an der Neoklassik-Veblen 
Veblen hatte ein tief verwurzeltes Misstrauen gegen abgeschlossene theoretische Modelle wie 
die der Neoklassiker, weil er sah, dass sie im wirklichen Leben nicht funktionierten10. Die 
unberechenbare Variable Mensch verdarb die meisten Voraussagen. Er versuchte, den 
Menschen mit seinem Verhalten in seine theoretischen Überlegungen einzubauen und den 
grundlegenden Antrieb des Menschen zu ergründen. Veblen kritisierte an der Neoklassik, 
dass sie nicht in der Lage sei, mit Hilfe ihrer Instrumente und Ansätze das Phänomen des 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandels abzubilden und zu analysieren. 
Hauptdeterminanten, die in der neoklassisch geprägten Ökonomik keine Berücksichtigung 
fanden waren die Technologie bzw. der technische Fortschritt der Produktion und die 
Institutionen, die das Agieren der Wirtschaftssubjekte beeinflussen. Für Veblen stellte 
Technologie die treibende Größe in bezug auf eine positive gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung dar. Den Begriff „Institutionen“, den Veblen erstmals in die Ökonomie 
eingeführt hat, definiert er als „weit verbreitete Denkgewohnheiten“. Institutionen 
                                                 
10 Vgl. Rutherford, M.: The Old and the New Institutionalism: Can Bridges Be Built? 
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manifestieren sich, indem sich die Menschen an ihre Umwelt gewöhnen und immer gleich auf 
Umweltreize reagieren. Veblen sieht Institutionen als eher wachstums- oder 
fortschrittshemmend, denn sie basieren auf Vergangenem und sind deshalb rückwärts 
gerichtet (Sitten, Traditionen...). Damit entsteht eine Lücke zwischen technischem Fortschritt, 
sowie den zu seiner Nutzung adäquaten Verhaltensweisen auf der einen und dem durch Sitten 
und Traditionen bestimmten Verhalten der wirtschaftlichen Akteure auf der anderen Seite, das 
jeglichem Wandel im Weg steht. Letztlich, so Veblen, werden sich aber die "bremsenden" 
Institutionen unter dem Druck des technischen Fortschritts anpassen11. 
 
Veblens herausragendste Schüler waren Commons und Mitchell, wobei Veblens kritische 
Aspekte sie mehr beeinflussten als seine ökonomische Analyse. 
 
3.2. John Roger Commons 
Weniger skeptisch gegenüber den handlungsbeeinflussenden Institutionen war John R. 
Commons. Er war Ebenfalls von konkreten Problemen geleitet, die für ihn die Bedrohung der 
amerikanischen Wirtschaft durch konfligierende Interssengruppen resultierten. Im Gegensatz 
zu Veblen, der die Neoklassik durch eine reine Institutionenökonomik ersetzen wollte, 
beabsichtigte Commons der gängigen Neoklassik ein ergänzendes, institutionenorientiertes 
Theoriegebäude zur Seite stellen. Commons hob die Tendenz des ökonomischen Verhaltens 
empor, sich bestimmten Mustern gesellschaftlich sanktionierter Gewohnheiten anzupassen. 
Sein Ziel war die Entwicklung des Institutionalismus zu einer wohldefinierten Disziplin, die 
im Gegensatz zu Veblens Sicht durchaus auch eine fördernde und positive Funktion hat, z.B. 
die Kontrolle individuellen Handelns durch kollektives Handeln. Den Handelstransaktionen – 
bisher Gegenstand der allgemeinen ökonomischen Analyse -, stellte er als weitere 
Hauptthemen zur Erforschung kollektiven Handelns Verwaltungs- und 
Zuteilungstransaktionen zur Seite12. Weiterhin sah Commons den Güteraustausch nicht mehr 
allein als Zusammentreffen von Angebot und Nachfrage (Neoklassizistische 
Gleichgewichtstheorie), sondern betrachtete Güter als gebündelte Rechte und Pflichten, deren 
Austausch innerhalb institutioneller Beschränkungen (z.B. Traditionen, Gewohnheiten, 
Gesetze und Rechtssprechung) stattfindet. 
                                                 
11 Vgl. Erlei, Leschke, Sauerland (1999) S. 39 
12 Vgl. Erlei, Leschke, Sauerland (1999) S. 39 
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3.3. Wesley C. Mitchell 
Mitchell hingegen legte den Akzent vor allem auf eine Art Sozialpsychologie (beruhend auf 
einer objektiven psychologischen Analyse), um das ökonomische Verhalten, das in der 
Realität gezeigt wird, zu analysieren. Er stand unter dem Einfluss von John Deweys 
Pragmatismus (Lehre, nach der sich das Wesen des Menschen in seinem Handeln ausdrückt, 
und nach der Handeln und Denken dem praktischen Leben dienen soll). 
 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Vertreter des altamerikanischen 
Institutionalismus die Leistungsfähigkeit einer Wirtschaft in Abhängigkeit von den jeweils 
zugrunde liegenden Rahmenregeln untersuchten. Ausschlaggebend für ein realisiertes 
Ergebnis sind die Rahmenregeln bzw. ihre Institutionen13. 
 
4. Neue Institutionenökonomik 
 
4.1. Annahmen der NIÖ 
Richter und Bindseil (1994, S.132) nennen als Erkenntnisobjekt der Neuen 
Institutionenökonomik die „Organisation der Wirtschaft“. Wird North folgend die Analogie 
des ökonomischen Prozesses als Spiel gewählt, lassen sich Organisationen als die einen 
gemeinsamen Zweck verfolgenden Spieler eines Spiels definieren, die ebenso wie 
Institutionen Ordnung in menschliche Interaktion bringen14. Als Beispiele führt er öffentliche 
Körperschaften, Rechtspersonen des Wirtschaftslebens und Anstalten des Bildungswesens an. 
Institutionen und Organisationen existieren nicht unabhängig voneinander, da Organisationen 
ebenso wie einzelne Individuen innerhalb des institutionellen Rahmens agieren und darüber 
hinaus die Möglichkeit besitzen, denselbigen zu verändern.  
Durch die Vertreter der Institutionenökonomik werden generell mehrere Erkenntnisziele 
verfolgt. Hierunter fallen beispielsweise die Begründung der Existenz von Institutionen, die 
Analyse von Institutionen (Entstehung, Wandel, Erscheinungsformen, Funktionsweise), die 
Wirkung bestimmter Institutionen auf das Verhalten der betroffenen Individuen sowie die 
anzustrebende Ausgestaltung von Institutionen, um gewünschte Ergebnisse zu erreichen. 
                                                 
13 Vgl. hierzu z.B. Eggertson (1990), S.3 ff, S.29 f.; Richter / Furubotn (1996), S.211 
14 North (1992) S.5 
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Die Neue Institutionenökonomik sieht sich (größtenteils) als Weiterentwicklung der 
neoklassischen Theorie. Aus letzterer wurde der methodologische Individualismus und 
teilweise die Verhaltenshypothese der perfekten individuellen Rationalität übernommen15. 
Allerdings stehen nun nicht mehr die Güter und Produktionsfaktoren im Mittelpunkt, sondern 
die Rechte („Property Rights“)16 an diesen. Durch die explizite Berücksichtigung von 
Transaktionskosten wurde eine Unterscheidung der Produktionskosten in Transaktions- und 
Transformationskosten nötig. 
Zur Neuen Institutionenökonomik werden drei wirtschaftswissenschaftliche 
Forschungsrichtungen  gerechnet, nämlich die Property Rights Theorie, die 
Transaktionskostentheorie und die ökonomische Vertragstheorie. Auf diese soll im weiteren 
näher eingegangen werden 
 
4.2. Zentrale institutionenökonomische Ansätze 
Diese drei Bereiche, die oftmals als eigene Theorien bezeichnet werden, sind hier alles Teile, 
die zur der Modellierung institutionellen Wandels dienen sollen.  
 
4.2.1. Transaktionskostentheorie 
Der Grund, warum der institutionelle Rahmen so entscheidend für die wirtschaftliche 
Entwicklung ist, liegt nach North in den Transaktionskosten begründet. Individuen agieren in 
einer arbeitsteiligen, komplexen Welt auf Basis unvollständigen Wissens. Der Erwerb 
relevanter Informationen ist teuer und zwingend unvollständig. 
So haben Probleme wirtschaftlichen Handelns vor allem mit der Informationslage bei dem 
Abschluss von Abmachungen, i.d.R. Verträge zu tun. 
 Es liegen nicht zu allen möglichen Abmachungen Informationen vor (z.B. Angebote) 
 Es können Eventualitäten auftreten, für die keine Abmachungen getroffen wurden. 
 Die Erfüllung von Abmachung ist ungewiss. 
Es herrscht also Unsicherheit, hervorgerufen durch die beschränkte Rationalität der 
wirtschaftlichen Akteure. Damit lohnt es sich Geld zum Schließen dieser Lücken auszugeben. 
 Transaktionskosten 
                                                 
15 Richter, Bindseil WiSt Heft 3 März 1995, S. 132 
16 Vgl. hierzu auch die grundlegende Arbeit von Coase (1960) 
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Transaktionskosten lassen sich definieren als „die Kosten der Information für die Messung 
des Werts eines Objekts, des Rechtsschutzes und der Durchsetzung von Vereinbarungen“ 
(North, 1992). Wallis und North schätzen, dass die Transaktionskosten der US-Wirtschaft 
ca.50% des BSP ausmachen und sich in den vorhergehenden 100 Jahren anteilsmäßig 
verdoppelt hat.17 
Daraus resultierende Probleme lassen sich unter in folgende drei Kategorien unterteilen:18 
 Vor Vertragsabschluss: Es besteht ein abnehmender Grenzertrag der Investitionen in 
Information. Sobald der Grenznutzen die Grenzkosten unterschreitet, lohnen sich weitere 
Informationen nicht. Damit bleibt immer Unsicherheit bestehen, die in der Regel mit 
eingerechnet wird, d.h. es kommt zu einem ineffizienten Handel. 
 Bei Vertragsabschluss: Hier herrscht asymmetrische Information, d.h. bei 
Tauschprozessen ist der „Verkäufer“ besser über seinen Tauschgegenstand informiert als der 
„Käufer“, der ist dafür besser über seine Zahlungsbereitschaft informiert. Durch die 
beidseitige Unsicherheit stellt sich kein eindeutiger Preis ein, sondern ein möglicher 
„Preisbereich“, eine Rente, die sich beide versuchen werden anzueignen. 
 Nach Vertragsabschluss: Hier besteht das Problem des Ex-post-Opportunismus. Es besteht 
ein Anreiz den eigenen Vertragsteil nicht zu erfüllen während der andere seinen erfüllt. 
Damit ist der Bedarf für Mechanismen geschaffen, die die Unsicherheit wirtschaftlichen 
Handelns mindern, so dass wenige Mittel für die Informationsbeschaffung aufgewendet 
werden müssen. Andere sagen, damit Erwartungssicherheit herrscht, damit weniger 
nachgedacht werden muss. Genau hier kommen Institutionen ins Spiel. Sobald 
Transaktionskosten auftreten, werden institutionelle Arrangements relevant. 
 
Die Entwicklung hin zu großen anonymen Märkten ließ jedoch wiederum die 
Transaktionskosten steigen. Das Hauptproblem der Vergrößerung  der Märkte bestand in der 
Messung und Überwachung der Qualität der Güter, Dienstleistungen und Faktoren. Garantien, 
Lizenzen, Konsumentenberatungseinrichtungen, Handelskammern und andere 
Berufsvereinigungen sind alles Institutionen zu Messung der Qualität und Senkung der 
Transaktionskosten. Darüber hinaus sind vertikale und horizontale Verflechtungen 
                                                 
17 Wallis, J.J., North, D.C. (1986), Measuring the Transaction Sector in the American Economy 
18 Vgl. hierzu auch Markt-Hierarchie-Paradigma: Picot / Dietl im WiSt Heft 4 April 1990 S.3ff 
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(Unternehmensintegrationen) oft die einzige Möglichkeit, Gefahren opportunistischen 
Handelns zu reduzieren19. 
Letztlich hängt die wirtschaftliche Entwicklung von Staaten und Regionen also davon ab, ob 
es den Menschen gelingt, durch den Marktmechanismus ständig neu entstehende 
Transaktionskosten mittels geeigneter institutioneller Arrangements zu senken. Hierbei 
spielen sowohl Institutionen am Markt (z.B. organisatorische Innovationen) als auch 
Institutionen der Marktverfassung (z.B. Wettbewerbsrecht) eine tragende Rolle. 
 
4.2.2. Verfügungsrechtsansatz 
„Verfügungsrechte im Sinne der Property-Rights-Analyse sind gesellschaftlich anerkannte 
Rechte der Verfügung über materielle und immaterielle Dinge sowie Leistungspflichten aus 
schuldrechtlichen Beziehungen oder analogen Verhältnissen.“ (Richter, Furubotn: 1999, S. 
524) 
Bereits zur Zeit der Römer waren vier Kategorien von Verfügungsrechten20 bekannt, die Art 
und Umfang der Nutzung eines Gutes bestimmten, nämlich 
- Rechte, welche die Art der Nutzung eines Gutes betreffen (usus) 
- Rechte zur formalen und materiellen Änderung eines Gutes (abusus) 
- Rechte der Aneignung von Gewinnen und Verlusten, die durch die Nutzung eines 
Gutes entstehen (usus fructus) 
- Rechte, das Gut (und damit das Bündel der an ihm bestehenden zu einvernehmlichen 
Konditionen anderen ganz oder teilweise zu überlassen. 
Weiterhin zu unterscheiden sind absolute und relative Verfügungsrechte. Erstere definieren 
sich gegen jedermann, beispielsweise Eigentum, immaterielle Rechte wie Urheberrecht oder 
Markenzeichen sowie Menschenrechte. Letztere hingegen beziehen sich auf eine bestimmte 
Person, also Schuldverhältnisse, Schadenersatzansprüche, etc. Letztendlich verfügen jedoch 
stets Individuen über die vorhandenen Ressourcen. Welches Individuum über welche 
Ressourcen verfügungsberechtigt ist, wird i.d.R. durch eine Ordnung (Verfassung, 
Organisationsplan, usw.) bestimmt. Dabei existieren mehrere Möglichkeiten, wie eine solche 
Ordnung, die die Ausstattung mit Verfügungsrechten regelt, garantiert werden kann. 
Beispielsweise kann die Verhaltenserwartung der Individuen bezüglich des Eintretens 
                                                 
19 Williamson, O. E. (1996), Transaktionskostenökonomik, 2.Aufl., S.27-33 
20 Cezanne / Mayer in WISU 11/98, S.1346 
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spezifischer äußerer Folgen (Sanktionen) die Ordnung sichern. Dafür hilfreich ist eine 
Rechtsordnung und ein Durchsetzungsmechanismus. Der Inhalt und die Struktur der 
Eigentumsrechte, so die Grundthese der Property Rights Theorie, beeinflusst die Allokation 
und die Nutzung von Ressourcen in spezifischer und vorhersehbarer Weise. Auf den Märkten 
werden nach der Property Rights Theorie nicht physische Ressourcen, sondern Rechtsbündel, 
die sich aus einzelnen Rechtskomponenten zusammensetzen, getauscht. 
Im Focus steht nicht das Streben der Wirtschaftssubjekte nach „herkömmlichen“ Gütern, 
sondern vielmehr nach den an ihnen konstituierten Verfügungsrechte. Die Property Rights 
beeinflussen die Nutzungsintensität physischer Ressourcen, wobei es stets bestimmter 
Verfügungsrechte bedarf, um in den Genuss eines gewünschten Gutes zu kommen. 
Letztendlich sind an einem „Gut“ mehrere Ausgestaltungen der Verfügungsrechte möglich, so 
dass dadurch die Verfügungrechte die „effektiven Güter“21 sind. 
Bei einer vollständigen Spezifizierung und Zuschreibung der Property Rights an einen 
Inhaber, trägt dieser alle Nutzen und Kosten der Ressourcennutzung. Externalitäten, die bei 
einem anderen als dem Property-Rights-Inhaber anfallen und nicht kompensiert werden 
können, gibt es bei vollständiger Spezifizierung der Property Rights unter Vernachlässigung 
von Transaktionskosten nicht. In der „wirklichen Welt“ ist jedoch nur eine unvollständige 
Spezifizierung von Verfügungsrechten zu beobachten, d.h. nicht alle Rechte werden definiert, 
spezifiziert, geschützt oder gehandelt. Diese sogenannte Verdünnung (attenuation) der 
Verfügungsrechte ist auf Transaktionskosten und die rechtlichen Nutzungsbeschränkungen 
für Ressourcen zurückzuführen.22 
 
4.2.3. Vertragstheorie 
Eine weitere zentrale Rolle in der Institutionenökonomik spielt das Denken in Verträgen. Der 
Untersuchungsgegenstand der Prinzipal-Agent-Theorie ist der Vertrag zwischen Auftraggeber 
(Prinzipal - P) und Auftragnehmer (Agent - A). Durch Verträge entstehen und vergehen 
Verfügungsrechte (z.B. Mietverträge) und durch Verträge werden Verfügungsrechte 
übertragen. 
Die Frage ist nun, wie Verträge organisiert werden müssen, um ökonomische Effizienz zu 
gewährleisten. Verträge können bei unterschiedlichen Informationsständen der Beteiligten, 
                                                 
21 Demsetz (1967) S.347 
22 Cezanne / Mayer in WISU 11/98, S.1347 
 14
sogenannter Informationsasymmetrien, effizienzsteigernd sein. Bei der Vertragstheorie steht 
der homo oeconomicus mit seinem individuellen Anreizmechanismus im Zentrum der 
Betrachtung, insbesondere seine Rationalität in einem Umfeld, das durch Risiko und durch 
asymmetrische Informationsverteilung gekennzeichnet ist. 
Ein zentraler Untersuchungsgegenstand innerhalb der Kontrakttheorie ist die ökonomische 
Agency-Theorie, welche die Optimalitätsbedingungen für Entlohnungverträge analysiert. Mit 
ihrer Hilfe sollen Agenten mit eigenen Zielsetzungen, Risikoeinstellungen und 
problemspezifischen Informationsvorsprüngen zu einem im Interesse des Prinzipals liegenden 
Verhalten veranlasst werden können. Der Prinzipal tritt in vertragliche Beziehungen mit dem 
Agent und benötigt einen Anreizmechanismus, damit der Agent im Interesse des Prinzipals 
handelt. 
Zwei Fragen stehen dabei im Vordergrund: Wie wird das Risiko und wie wird der Ertrag 
aufgeteilt. Hierfür sollen die Annahmen der Theorie etwas näher untersucht werden. Eine 
Annahme besteht darin, dass die beteiligten Akteure skrupellose Eigennutzenmaximierer sind, 
die auch vor opportunistischen Verhalten nicht zurückschrecken. Des weiteren wird 
angenommen, dass es nicht nur Informations- sondern auch Zielasymmetrie zwischen A und 
P gibt. Der Agent wählt aus einer Anzahl möglicher Handlungen eine aus, die sowohl seine 
eigene Wohlfahrt als auch diejenige des Prinzipals beeinflusst. Der P kann nicht die Aktionen 
seines Agenten beobachten, sondern nur die Resultate. Das Resultat wiederum hängt nicht nur 
von den Aktionen des A, sondern auch von Umwelteinflüssen ab. Deshalb kann der P von den 
von ihm beobachteten Resultaten nicht auf die von ihm nicht zu beobachtenden Aktionen 
schließen. 
Ziel der Prinzipal-Agent-Theorie ist es, zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer mit Hilfe 
der vertraglichen Absprachen eine weitestgehende Annäherung an die Pareto-Optimalität zu 
erreichen. Die Prinzipal-Agent-Theorie leitet ursachenadäquate institutionelle Vorkehrungen 
ab, die den P wirksam vor dem Opportunismus des A schützen sollen. Sie versucht, die 
Verhaltensunsicherheit durch eine erfolgsabhängige Entlohnung kalkulierbarer zu gestalten. 
Dabei ist es notwendig, dass die vorhergesehene Belohnung von Größen abhängig ist, die der 
A durch sein Verhalten auch beeinflussen kann. 
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5. Entstehung und Wandel von Institutionen 
 
5.1. Die Northsche Theorie institutionellen Wandels 
50 Jahre hat sich Douglass C. North hat Frage beschäftigt, warum einige Länder reich 
wurden, während andere arm geblieben sind. Bei der Beantwortung dieser Frage hat er auf 
methodologischem Gebiet einen erstaunlichen und interessanten Wandlungsprozess 
durchlaufen. Der ‚frühe’ North war sehr von dem neoklassischen Paradigma geprägt. Anders 
der Ansatz des ‚späten’ North, der am besten als ‚kognitiver Institutionalismus’ beschrieben 
werden sollte, der den Pfad institutionellen und wirtschaftlichen Wandels auf die 
Wechselwirkungen zwischen Institutionen und Wahrnehmung zurückführt.  
 
5.2. Die Wechselwirkungen zwischen Institutionen und Wahrnehmung 
North zufolge kann der Wandel von Institutionen zum einen das Ergebnis strategisch 
handelnder, d.h. formale Regeln absichtlich verändernder, Akteure sein. Zum anderen können 
sich informelle Regeln in einem evolutorischen Prozess spontaner Interaktionen als Resultat 
unbewussten menschlichen Handelns herausbilden.23 
Für beide Formen institutionellen Wandels ist die Wechselwirkung zwischen Institutionen 
und Wahrnehmung von entscheidender Bedeutung. In den Mittelpunkt seiner Untersuchung 
stellt North insbesondere den Wandel formaler Institutionen. Dabei konstatiert er, dass sich 
im Gegensatz zur neoklassischen Modellwelt die Realität durch unvollkommene 
Informationen und unzureichende Durchsetzung von Vereinbarungen auszeichnet. Mit 
anderen Worten, Transaktionskosten sind in der Realität für die Wahrnehmung und das 
Handeln der Akteure von Bedeutung. Es bestimmen Vorstellungsmuster das strategische 
Handeln der Akteure24, weswegen North die Modellierung von Vorstellungsmustern als das 
Herzstück allen Theoretisierens in den Sozialwissenschaften bezeichnet und die Verwendung 
des Homo oeconomicus ablehnt.25 
                                                 
23 Vgl. North (1999a), S. 64; Mantzavinos et al (2001), S. 9, mit Verweis auf das bekannte Ferguson Zitat. Informelle Regeln 
sind das Ergebnis unkoordinierter Handlungen von Individuen, d. h. sie können sich zufällig herausbilden und durch 
Nachahmung überliefert werden. Viele informelle Regeln dienen dazu, formal Regeln zu ergänzen, auszuweiten oder zu 
modifizieren.  
24 Vgl. Knight/North (1998), S. 4 
25 Vgl. Knight/North (1998), S. 5. Die Formulierung realitätsnaher Annahmen bringt es mit sich, dass der Komplexitätsgrad 
des Forschungsvorhabens erhöht wird, da zuerst der Frage nachgegangen werden muss, wie Menschen die Welt, in der sie 
leben, wahrnehmen, bevor anschließend untersucht werden kann, wie sich die Wahrnehmung der Welt ändert und die Welt 
im Geiste modelliert wird. Ein vom sozialen Kontext isolierter Homo oeconomicus; mit anderen Worten die Verfolgung 
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Das folgende Zitat veranschaulicht die Bedeutung der Wechselwirkung zwischen 
Institutionen und Wahrnehmung: 
„In kleinsten Schritten vor sich gehende Veränderungen rühren daher, dass Unternehmer in 
politischen und ökonomischen Organisationen erkennen, dass sie größere Erfolge erzielen 
könnten, wenn sie den gegebenen institutionellen Rahmen irgendwie marginal verändern. Doch 
hängen solche Erkenntnisse entscheidend sowohl von der Art der Informationen, die die 
Unternehmer erhalten, wie von der Art und Weise von deren Verarbeitung ab. Wären politische 
und ökonomische Märkte effizient (d.h. wären die Transaktionskosten gleich 0), so würden die 
getroffenen Entscheidungen stets effizient sein. Mit anderen Worten: Die Akteure würden stets 
über richtige Modelle verfügen oder, wenn sie zunächst unrichtige Modelle besäßen, so würden 
die rückgekoppelten Informationen diese korrigieren. Aber diese Fassung 
des Modells des rationalen Akteurs hat uns schlichtweg in die Irre geführt. Häufig müssen die 
Akteure anhand unvollständiger Information handeln und die Informationen, die sie erhalten mit 
Hilfe von Gedankenmodellen erarbeiten, die auf ineffiziente Bahnen führen können.“(North, 
1992)26 
Absichtlicher institutioneller Wandel wird von Akteuren herbeigeführt, deren strategische 
Position ihnen die Veränderung formaler Regeln erlaubt27. Sowohl politische als auch 
wirtschaftliche Unternehmer versuchen ungeachtet von Unsicherheit ihre Zielfunktion zu 
maximieren (sei es Macht- oder Gewinnmaximierung). Der objektive Zweck dieser 
strategischen Akteure ist im Allgemeinen nicht das (wie auch immer verstandene) 
Wohlergehen der Gesellschaft, sondern das, was sie als kurzfristige Verbesserung ihrer 
Wettbewerbsposition ansehen. Die Entscheidungen der strategischen Akteure werden 
ihrerseits durch die institutionelle Matrix geformt, welche die Erträge bestimmten Handelns 
festlegt. Zugleich spiegelt die institutionelle Matrix in den meisten Fällen die 
Verhandlungsmacht derer wieder, die in der Lage sind, neue Regeln zu entwerfen oder 
bestehende Regeln zu ändern; mit anderen Worten, der institutionelle Rahmen legt fest, wer 
die strategischen Akteure sind. 28 
Der institutionelle Rahmen bestimmt darüber hinaus den Möglichkeitsraum der durch 
Verfolgung distributiver oder produktiver Politik zu erzielenden Erträge.29 Infolgedessen 
bestimmt er die Wahrnehmung der Unternehmer dahingehend, dass er ihnen vorgibt, welche 
                                                                                                                                                        
eines naiven methodologischen Individualismus hält North für eine unangebracht Methode, um den Prozess institutionellen 
Wandels zu untersuchen. Norths Individualismus könnte besser mit dem von Agassi (1975) geprägten Ausdruck des 
„institutionellen Individualismus“ beschrieben werden. Vgl auch Knight/North (1998), S. 1 
26 North (1992), S. 9 
27 Vgl. North (1999a), S. 64f 
28 Vgl. North (1995), S. 19  
29 Vgl. North (1995), S. 17 
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Fähigkeiten und welches Wissen sie sich aneignen müssen, um einen möglichst hohen Ertrag 
zu erzielen. Langfristiges Wirtschaftswachstum, so folgert North, setzt voraus, dass der 
institutionelle Rahmen diejenigen Anreize bietet, die sowohl Individuen und Organisationen 
als auch die Wirtschaft im Ganzen anzuregen vermögen, in produktivitätssteigernde Wirkung 
besitzendes Wissen und Fähigkeiten zu investieren. 
In diesem Zusammenhang bieten mentale Modelle bzw. Vorstellungsmuster im Hinblick auf 
das wirtschaftliche Wachstum sowohl eine direkte als auch eine indirekte Erklärung:30 
Vorstellungsmuster haben einen direkten Einfluss auf individuelles Handeln und folglich auf 
die aggregierte wirtschaftliche Leistung, weil Individuen ihre soziale und physikalische 
Umgebung in lediglich unvollständiger Art und Weise interpretieren können. „Einzelne 
Wirtschafter handeln aufgrund unvollständiger Information und selbstgebauter Modelle, die 
oft irrig sind; die Informationsrückkoppelung genügt typischerweise nicht, um diese 
subjektiven Modelle zu korrigieren.“31 Aus diesem Grunde werden sich die einzelnen 
Individuen häufig nicht darüber einig sein, was rational gesehen richtig oder falsch ist. Der 
indirekte Einfluss mentaler Modelle auf das rationale Entscheidungsverhalten zeigt sich 
hingegen darin, dass unvollkommene subjektive Modelle dazu verwendet werden, soziale 
Institutionen zu entwerfen. Derlei indirekter Einfluss existiert implizit in dem unvollständigen 
Feedback-Mechanismus, den die Individuen nutzen, um ihre mentalen Modelle auf den 
neuesten Stand zu bringen. Bestehende soziale Institutionen, beispielsweise Institutionen, die 
den Informationsmarkt strukturieren, sind für das effiziente Funktionieren dieser Feedback-
Mechanismen unabdingbar. 
Die große Bedeutung, die den Wahrnehmungsmustern in bezug auf die wirtschaftliche 
Leistung von Gesellschaften zukommt, wird insbesondere durch das Konzept der 
Pfadabhängigkeit erfasst. Zudem spielt die Beziehung von individuellen Vorstellungsmustern 
und kulturellem Erbe verschiedener Gesellschaften eine zentrale Rolle. Vorstellungsmuster 
sind North zufolge eine Funktion der Art und Weise, in der das Gehirn empfangene 
Informationen interpretiert und sie vermögen fernerhin, die Entscheidungen der Individuen zu 
erklären32. Sie sind das Produkt individuell erstellter mentaler Modelle, welche die Aufgabe 
besitzen, die menschliche Umwelt zu interpretieren. Menschen erfassen ihre Umwelt, „indem 
                                                 
30 24 Eine ausführliche Analyse der Verbindung zwischen mentalen Modellen und wirtschaftlichen Institutionen findet sich 
in Denzau/North (1994). 
31 North (1990/92), S. 19 
32 Vgl. North (1995), S. 17 
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sie Informationen in vorgefertigten Gedankenmodellen verarbeiten, mit deren Hilfe sie die 
Umwelt verstehen und die Probleme lösen, die sich ihnen stellen. Sowohl die rechnerischen 
Fähigkeiten der Spieler wie die Komplexität der zu lösenden Probleme sind zu 
berücksichtigen, wenn wir verstehen wollen, worum es hier geht.“33 Diese Modelle sind 
teilweise Ergebnis des kulturellen Erbes des Individuums, teilweise Resultat lokaler 
Alltagsprobleme, denen sich das Individuum ausgesetzt sieht und teilweise Folge nichtlokalen 
Lernens. 
Bei seiner Darstellung einer integrierten Theorie des Geistes und seiner kulturellen 
Umgebung bezieht sich North vor allem auf Hutchins „Cognition in the Wild.“34 Hutchins 
zufolge stellen Erkenntnis bzw. Wahrnehmung einen interaktiven Prozess dar, der sowohl die 
interne Dynamik des individuellen Geistes als auch die sich im gesellschaftlichen Kontext 
vorfindbaren physischen und kulturellen Ressourcen umfasst.35 Das kulturelle Erbe besteht 
aus dem von der Gesellschaft in der Vergangenheit kollektiv Gelernten. Demzufolge lässt 
sich der Prozess institutionellen und wirtschaftlichen Wandels wie folgt zusammenfassen: 
Institutionen sind das Produkt von Präferenzen und Vorstellungsmuster derjenigen 
strategischen Akteure, die die Entwicklung von Institutionen zu beeinflussen vermögen36. 
Institutionen stellen ebenso wie kulturelle Vorstellungsmuster kritische Beschränkungen für 
diejenigen dar, die Entscheidungen treffen. Zudem hängt die Wirtschaftsleistung einer 
Gesellschaft von den Anreizstrukturen des in Politik und Wirtschaft geltenden institutionellen 
Rahmens ab. Anreizstrukturen wiederum sind eine Funktion von gemäß individuellen 
Vorstellungsmuster agierenden Wirtschaftssubjekten. Vorstellungsmuster andererseits bilden 
sich in einem sehr komplexen dynamischen Lernprozess heraus, in dessen Verlauf erst 
Vorstellungen gebildet, anschließend neue Ereignisse erfahren und daraufhin Vorstellungen 
verändert werden. Lernen schließlich impliziert, dass es zu Pfadabhängigkeiten kommt, so 
dass Geschichte von Bedeutung ist.37 
                                                 
33 North (1990/92), S. 25 
34 Vgl. Hutchins (1995) 
35 North (1999a), S. 62 
36 Vgl. Knight/North (1998), S.10 
37 North (1999b), S. 15: “We can conceive of the process as a circular flow, in which we have initial perceptions of what 
reality constitutes. Those perceptions in turn lead to the construction of a set of beliefs, ideologies to explain that reality and 
to explain the way that we should behave. That in turn leads to the creation of an institutional structure, or an institutional 
matrix, which then shapes our ‘world’. And as our beliefs about the reality incrementally change, we enact policies that 
incrementally modify that institutional structure. An incremental change is always constraint by path dependence. That is, the 
existing institutions constrain our choices. As we make those choices which are incrementally altering policy, we are 
changing reality. An in changing reality, we are changing in the belief system we have. That circular flow has gone on ever 
since human beings began to try to shape their destiny.” 
 19
5.3. Die Rolle von Pfadabhängigkeiten 
Das Konzept der Pfadabhängigkeit drückt im Allgemeinen nicht mehr aus, als dass 
Geschichte von Bedeutung ist; mit anderen Worten, „dass Entscheidungen von gestern der 
Ausgangspunkt für Entscheidungen von heute sind“38. Findet indes der komplexe 
Zusammenhang von kognitiver, institutioneller und wirtschaftlicher Ebene Berücksichtigung, 
ist es möglich, das Konzept der Pfadabhängigkeit dahingehend zu verfeinern, dass es als 
Erklärung für bestimmte institutionelle und wirtschaftliche Entwicklungen herangezogen 
werden kann.39 
Auf der kognitiven Ebene beginnend ist folgender Prozess vorstellbar: Nach einer Periode t1, 
d. h. nach Beendigung des Lernens durch Institutionen und der aus ihnen folgenden sozialen 
Interaktionsstruktur (Realität), interpretiert der Geist in der Periode t2 die Realität auf der 
Basis mentaler Modelle, die bereits in t1 gebildet wurden. Da dies offensichtlich für alle 
Individuen der Gesellschaft gilt, muss kollektives Lernen in t2 auf der Basis des in t1 bereits 
Bestehenden stattfinden; mit anderen Worten, gemeinsame mentale Modelle in t2 werden auf 
der Basis gemeinsamer mentaler Modelle in t1 geformt. Sollten der Inhalt dieser 
gemeinsamen mentalen Modelle, d. h. der Inhalt kollektiven Lernens, über mehrere Perioden 
hinweg gleich oder ähnlich sein, werden diese mentalen Modelle relativ unflexibel mit der 
Folge, dass sich gemeinsame Vorstellungsmuster herausbilden. Gemeinsame 
Vorstellungsmuster wiederum sind die Quelle kognitiver Pfadabhängigkeit, da unflexibler 
werdende mentale Modelle die Modifikation oder Revision derselbigen ungleich schwieriger 
gestalten.  
Kognitive Pfadabhängigkeit zeigt sich darüber hinaus dafür verantwortlich, dass der Wandel 
von Institutionen gleichermaßen pfadabhängig ist. Haben sich bei allen Akteuren gemeinsame 
mentale Modelle herausgeformt, wird die institutionelle Matrix unterschiedliche 
gesellschaftliche Probleme in einer bestimmten Art und Weise zu lösen suchen. Sobald 
Individuen eine Problemlösung (eine Institution) lernen, wird diese in der Folge unbewusst 
auf jedes ähnliche Problem angewandt. Institutionelle Pfadabhängigkeit kann dazu führen, 
dass im Zeitverlauf wirtschaftlicher Austausch in standardisierter Art und Weise strukturiert 
wird, so dass Gesellschaften dazu veranlasst werden, Strukturen anzunehmen, die 
unerwünschte Konsequenzen nach sich ziehen. 
                                                 
38 North (1999a), S. 70 
39 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Mantzavinos et al. (2001) 
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Solange der institutionelle Rahmen konstant und die Anreizstruktur unverändert bleibt, 
werden Marktinteraktionen in eine bestimmte Richtung gelenkt. Dies kann zur Folge haben, 
dass innerhalb einer Gesellschaft lediglich die Entwicklung bestimmter Technologien 
begünstigt wird. Dies zeigt, dass Pfadabhängigkeiten ihren Ursprung auf kognitiver Ebene 





Der Wandel von Institutionen hat seit jeher das ökonomische Geschehen u. Denken 
beeinflusst. Die Auffassungen der Vertreter der Alten wie der Neuen Institutionenökonomik 
lassen sich nicht über einen Kamm scheren. Sie unterscheiden sich im Wesentlichen durch 
ihre unterschiedliche Betonung der Rolle oder der Position des Individuums in der 
Gesellschaft. In der Alten dominiert der Holismus (Annahme der Ganzheit sämtlicher 
Erscheinungen),  in der Neuen der methodologische Individualismus. Beide Ansätze leben bis 
heute fort und Vertreter beider Seiten setzten sich gegenseitig teils kontrovers, teils 
versöhnlich mit dem gedankengut auseinander. 
Obwohl die Alte Institutionenökonomik tiefe Einsichten in die Analyse der Struktur, den 
Wandel und die Wirkung von Institutionen gab, gelang es ihr nie, eine geschlossene Theorie 
des institutionellen Wandels aufzustellen und zu systematisieren. Dies ist der Grund für den 
Rückgang ihres Einflusses seit den 30er Jahren 
Die Vertreter der Neuen Institutionenökonomik begnügten sich nicht mit der Kritik an der 
orthodoxen neoklassischen Theorie, vielmehr versuchten sie neue Theorien zu entwickeln. 
Sie verzichteten auf eine historisch- beschreibende Darstellungsweise und Kritik, sondern 
versuchten, auf den gegebenen und erweiterbaren Ansätzen aufzubauen. 
Transaktionskosten, Verfügungsrechte und Vertragsbeziehungen sind auch weiterhin die 
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